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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Dr. Gruhl, Dr, Marx, Braun 
und Genossen 
- Drucksache 7/2675 (neu) - 

betr. Koordinierung bei der Erstellung von Großprojekten am Oberrhein 


Der Staatsminister im Auswärtigen Amt hat mit Schreiben vom 
13. November 1974 - 011 - 300.14 - im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminster für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau, dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft, dem Herrn Bun- 
desminister des Innern und dem Herrn Bundesminister für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung mißt einem grenzüberschreitenden Zusam- 
menwirken auf dem Gebiet der Raumordnung in den Grenz- 
gebieten nicht zuletzt auch unter dem Gesichtspunkt des Um- 
weltschutzes besondere Bedeutung zu. Sie hat ihre grundsätz- 
liche Auffassung über die Planung in Grenzgebieten in ihrer 
Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wittmann 
(Straubing), Dr. Gruhl, Dr. Haenschke, Dr. Jahn (Braunschweig) 
und Genossen betr. Beschlüsse der III. Internationalen Parla- 
mentarierkonferenz zu Umweltfragen (Drucksache 7/2702) vom 
25. Oktober 1974, S. 4) dargelegt. 

Das Problem der „grenzüberschreitenden Umweltverschmut- 
zung" ist bereits Gegenstand einer Reihe internationaler Akti- 
vitäten, an denen die Bundesregierung maßgeblich beteiligt ist. 
Der Ministerausschuß des Europarats hat im Jahre 1971 eine 
Entschließung über die Luftverunreinigung in Grenzgebieten 
gefaßt, in der den Mitgliedstaaten empfohlen wird, für die Be- 
wohner von Gebieten jenseits der Grenze den gleichen Schutz 
gegen Luftverunreinigung im Grenzgebiet zu gewähren wie für 
die Bewohner des eigenen Landes; vom Sekretariat des Europa- 
rats wurde inzwischen der Entwurf einer bilateralen und multi- 
lateralen Modellvereinbarung über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Luftreinhaltung in Grenzgebieten vorgelegt. - 
Auf der Grundlage des Aktionsprogramms der Europäischen 
Gemeinschaften für den Umweltschutz vom 22. November 1973 
werden die Arbeiten an einheitlichen Umweltschutzbestimmun- 
gen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft vorangetrieben. 
- Die für Umweltfragen zuständigen Minister der OECD-Länder 
sollen auf ihrer Sitzung am 13. und 14. November 1974 eine 
Empfehlung zur Frage der grenzüberschreitenden Verschmut- 
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zung verabschieden, die auf eine gemeinsame langfristige Poli- 
tik zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt abzielt. Diese 
Vorhaben, die sicherlich nicht kurzfristig zu verwirklichen sind, 
bieten die Gewähr, daß innerhalb vertretbarer Zeiträume sach- 
gerechte Lösungen erarbeitet werden können. 

1. Gibt es vertragliche Regelungen oder sonstige Absprachen mit 
Frankreich über eine einvernehmliche Landesplanung, insbeson- 
dere bei der Vorbereitung von Großprojekten, beiderseits des 
Oberrheins? 

Vertragliche Regelungen oder sonstige Absprachen mit Frank- 
reich in der Raumordnung und Landesplanung beiderseits des 
Oberrheins gibt es auf Regierungsebene bisher nicht. 

Es gibt jedoch multilaterale Vereinbarungen, die Auswirkungen 
auf Vorhaben im Gebiet des Oberrheins haben: 

Fragen des Gewässerschutzes werden in der Internationalen 
Kommission zum Schutz des Rheins gegen Verunreinigung, die 
durch Vereinbarung von 1963 gegründet wurde, behandelt. Mit- 
gliedstaaten sind die Bundesrepublik Deutschland, die Franzö- 
sische Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das König- 
reich der Niederlande und die Schweizerische Eidgenossen- 
schaft. 

Im Rahmen der Internationalen Rheinschutzkommission sind 
Abstimmungen über Großprojekte angelaufen. Es handelt sich 
dabei um die Erstellung eines Wärmelastplanes Oberrhein. 

Der Euratom-Vertrag sieht in § 37 eine Meldepflicht hinsichtlich 
möglicher Auswirkungen kerntechnischer Anlagen auf Nach- 
barländer vor. Entsprechend dieser Regelung besteht eine 
Unterrichtung über Kernkraftwerksprojekte und die jeweils 
zugelassenen Ableitungen radioaktiver Stoffe an die Umge- 
bung. Diese Meldungen erfolgen in der Regel gegen Ende der 
Bauzeit solcher Anlagen; ein Einfluß auf die Standortwahl in 
anderen Euratom-Ländern ist damit praktisch nicht möglich. 


2. Werden kontinuierliche Besprechungen verantwortlicher kom- 
munaler und staatlicher Stellen über eine sinnvolle und beiden 
Seiten dienliche Entwicklung in den betroffenen Grenzgebieten 
geführt? 

Zwischen deutschen und französischen Stellen gibt es auf ver- 
schiedenen Gebieten meist regelmäßig Kontakte: 

Die Bundesregierung steht im Rahmen der deutsch-französi- 
schen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes mit 
der französischen Regierung auch zu Fragen der grenzüber- 
schreitenden Luftverunreinigung in ständigem Kontakt. Eine 
Behandlung der Situation am Oberrhein in den zuständigen 
deutsch-französischen Gremien ist vorgesehen. 

Im Kernenergiesektor unterhält der Bundesminister des Innern 
unter Beteiligung der zuständigen Behörden des Landes Baden- 
Württemberg seit 1971 regelmäßige Kontakte mit französischen 
Behörden? eine deutsch-französische Kommission führt einen 
detaillierten sicherheitstechnischen Vergleich des in Fessenheim 
(Elsaß) im Bau befindlichen französischen Kernkraftwerkes mit 
der vergleichbaren deutschen Anlage in Neckarwestheim durch. 
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Fragen der regionalen Wirtschaftspolitik werden regelmäßig 
in den deutsch-französisch-schweizerischen Beamtengesprächen 
erörtert, an denen auf deutscher Seite Beamte des Bundes und 
des Landes Baden-Württemberg teilnehmen. 

Auf der Grundlage der Entschließung des Europarates haben 
die zuständigen deutschen und französischen Behörden bereits 
Verbindung hinsichtlich der geplanten Errichtung einer Blei- 
salzfabrik in Markolsheim/Elsaß aufgenommen. 

In der „Ständigen deutsch-französisch-schweizerischen Konfe- 
renz für regionale Koordination" arbeiten für den Raum Basel, 
Mühlhausen, Lörrach das Regierungspräsidium Südbaden, fran- 
zösische Regionalinstitutionen und die schweizerischen Kantone 
Basel-Stadt und Basel-Land bei der Koordinierung langfristiger 
Planung und Maßnahmen zusammen. 

Zwischen dem Regierungspräsidenten von Freiburg und den 
Präfekten von Straßburg und Colmar finden häufige Bespre- 
chungen über gemeinsam interessierende Probleme statt. 

An nichtstaatlichen Gremien sind insbesondere die trilaterale 
„Regio Basiliensis" mit der Internationalen Koordinierungs- 
stelle sowie die deutsch-französische Interessengemeinschaft 
„Moyenne Alsac-Breisgau" (CIMAB), in der vor allem Gemein- 
den Mitglieder sind, zu erwähnen. 

3. Beziehen sich solche Besprechungen nur auf die Art und Weise 
der Verwirklichung einseitig geplanter Projekte, insbesondere 
die Vorkehrungen zum Schutz der Umwelt vor Schäden und 
Gefahren durch KKW'e, oder auch auf die Standorte und Kapa- 
zitäten der Projekte? 

1. Hinsichtlich der deutsch-französischen Kommission Fessen- 
heim und Neckarwestheim bezogen sich die Gespräche an- 
fänglich ausschließlich auf die jeweils vorgesehenen Maß- 
nahmen zum Schutz vor Gefahren. Im Verlauf dieser Kon- 
takte wurde der Themenkreis im beiderseitigen Interesse 
jedoch auch auf projektunabhängige sicherheitstechnische 
und -politische Fragen im Zusammenhang mit der Errichtung 
und den Betrieb kerntechnischer Anlagen ausgedehnt. Eine 
Erörterung der beiderseitigen Kernenergieausbaupläne 
konnte in dieser Kommission bisher nicht erreicht werden. 
Eine von der Kommission eingesetzte Arbeitsgruppe wird 
in Kürze beginnen, die in beiden Ländern an Standorte für 
Kernkraftwerke jeweils gestellten Anforderungen zu ver- 
gleichen. Die Bundesregierung wird bemüht sein, diese wich- 
tige Arbeit auch auf eine Betrachtung konkret geplanter 
Kernkraftwerksstandorte auszudehnen und auf französischer 
Seite hierzu Bereitschaft zu wecken. 

2. Die Beschlüsse der Ministerkonferenz der Rheinanlieger- 
staaten, in der die für die Reinhaltung des Rheins verant- 
wortlichen Minister Zusammenarbeiten, beeinflussen nicht 
nur die Art und Weise der Verwirklichung einseitig geplan- 
ter Projekte, sondern legen auch Regelungen fest, die für 
künftige Projekte allgemeine Gültigkeit haben. So wurde 
z. B. in der 1. Ministerkonferenz der Rheinanliegerstaaten 
im Oktober 1972 in Den Haag vereinbart, daß im Hinblick 
auf die thermische Belastung des Rheins alle zukünftigen 
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Kraftwerke mit geschlossenen Kühlsystemen oder gleich- 
wertigen Systemen ausgerüstet werden sollen. Außerdem 
wurden Festlegungen getroffen, die die Temperaturenerhö- 
hung auf ein zulässiges Maß begrenzen. Diese Beschlüsse 
haben erhebliche Rückwirkungen auf die Standorte und 
Kapazitäten der Kraftwerksprojekte. 

4. Kann erwartet werden, daß vor allem die geplanten Kernkraft- 
werke auf deutscher und auf französischer Seite gleichen oder 
mindestens gleichwertigen Sicherheitsvorschriften unterworfen 
werden? 

Auf Kernkraftwerke werden jeweils die nationalen Sicher- 
heitsvorschriften angewendet. Ziel der seitens der Bundesregie- 
rung frühzeitig ergriffenen Initiative durch die Schaffung einer 
deutsch-französischen Expertenkommission war es, eventuell 
bestehende Unterschiede in der Qualität der jeweiligen Sicher- 
heitsvorschriften zu erkennen und ggf. auf eine Harmonisie- 
rung hinzuwirken. Bei dem derzeitigen Stand der allerdings 
noch nicht abgeschlossenen vergleichenden Untersuchungen 
sind keine Bereiche festgestellt worden, die eine Gefährdung 
der deutschen Bevölkerung durch das französische Kernkraft- 
werk in Fessenheim befürchten ließen. Umgekehrt bestätigt 
sich erneut, daß die von den Behörden in der Bundesrepublik 
bei deutschen Anlagen vorgeschriebenen Sicherheitsverkehrun- 
gen im internationalen Vergleich mit an der Spitze liegen oder 
teilweise sogar führend sind. 

5. Soweit die Fragen 1 bis 4 ganz oder teilweise negativ beant- 
wortet werden: welche Bemühungen unternimmt die Bundes- 
regierung, gegebenenfalls gemeinsam mit der beteiligten Lan- 
desregierung, um dem Ziel gemeinsamer deutsch-französischer 
Planung am Oberrhein möglichst bald näher zu kommen? 

Zwischen der Bundesregierung, der französischen Regierung 
und der schweizerischen Regierung wird seit einiger Zeit eine 
Vereinbarung über die Bildung einer dreiseitigen Regierungs- 
kommission für regionale Fragen im Grenzraum Baden/Elsaß/ 
Baseler Kantone - analog zu der deutsch-französisch-luxembur- 
gischen Regierungskommission für das sogenannte Montandrei- 
eck - vorbereitet. In dieser Regierungskommission würden auch 
die betroffenen Bundesländer mitwirken. Fragen des Standorts 
von industriellen Großprojekten könnten in dieser Kommission 
erörtert werden. 

Außerdem wird von der Bundesregierung eine ständige Zusam- 
menarbeit mit Frankreich auf dem Gebiet der Raumordnung 
angestrebt. Diese soll möglichst in Form meiner institutionali- 
sierten bilateralen Raumordnungskommission erfolgen, wie sie 
bereits, zum Teil auf der Grundlage von Regierungsabkommen, 
mit anderen Nachbarländern bestehen. Aufgabe einer solchen 
ständigen Zusammenarbeit wird es sein, sich u. a. auch mit 
Raumordnungsproblemen beiderseits des Oberrheins zu be- 
schäftigen. Vorerst finden auf Abteilungsleiterebene zwischen 
den beiden für die Raumordnung zuständigen Ressorts in ge- 
wissen Zeitabständen Gespräche über gemeinsam interessie- 
rende Raumordnungsprobleme statt. 
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